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Allgemeines

Eine bedeutende Zahl der Arbeitnehmer ist arbeitsvertraglich dazu verpflichtet, Werke
zu erschaffen. Andere wiederum sind zwar hierzu nicht verpflichtet, entwerfen gleich-
wohl innerhalb ihrer Arbeitszeit und/oder mit Betriebsmitteln des Arbeitgebers solche.
Weiter denkbar sind Werkschépfungen durch Arbeithehmer auch unabhdngig vom
Arbeitsverhdlinis — ohne jeglichen Bezug zum Betrieb.

In all diesen Fallkonstellationen stellt sich die Frage, wer Urheber geschaffener Werke
ist, welche Rechte und Pflichten den Arbeitnehmer bzw. Arbeitgeber treffen, insbe-
sondere, welche VergUtungspflichten bestehen.

Antworten auf diese Fragen ergeben sich aus § 43 Urheberrechtsgesetz (UrhG), wel-
cher die Urheberschaft in Arbeits- oder Dienstverhdlinissen regelt, aus § 69b UrhG, wel-
cher die Frage der Urheberschaft von Computerprogrammen in Arbeits- und Dienst-
verhdltnissen zum Gegenstand hat und schlieBlich aus dem Arbeitnehmererfindungs-
gesetz (ArbnErfG), welches sich mit den Erfindungen und technischen Verbesserungs-
vorschldgen von Arbeithehmern im privaten und im 6ffentlichen Dienst beschaftigt.

Allgemein kann man festhalten, dass auch im Rahmen von Arbeits- oder Dienstverhdalt-
nissen der Grundsatz des sog. ,Schopferprinzips” gilt. Somit ist Urheber immer der
menschliche Schopfer eines Werkes. Da das Urheberrecht als Ganzes und einzelne,
bestimmte Nutzungsrechte unUbertragbar sind, kann der Arbeitgeber oder Dienstherr
Rechte am Arbeitsergebnis nur im Wege der Einrumung von Nutzungsrechten, § 31
UrhG, erlangen.

1. Reform des Arbeithehmerurheberrechts

Das Arbeitnehmerurheberrecht wird maBgeblich durch die Reform des Urheberver-
tragsrechts 2016 sowie durch die Umsetzung der DSM-Richtlinie (EU) 2019/790 im Jahr
2021 gepragt. Seit 2016 besteht fur Urheber und ausubende KUnstler ein Anspruch auf
angemessene Vergutung auch fur bislang unbekannte Nutzungsarten; ergénzt wird
dieser durch Auskunftsrechte und ein erweitertes Verbandsklagerecht. Formularma-
Bige arbeitsvertragliche Regelungen unterliegen zudem der Inhaltskontrolle nach
§§ 307 ff. BGB.

Mit der Urheberrechtsreform 2021 wurden die unionsrechtlichen Vorgaben der DSM-
RL umgesetzt und das System der angemessenen Vergutung weiter gestarkt. § 32 UrhG
konkretisiert den Grundsatz der nutzungsbezogenen Vergutung, wéhrend § 32a UrhG
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eine Vertragsanpassung bei unverhdlinismdBig niedriger Vergutung ermdglicht. Er-
g@nzend wurden Transparenz- und Auskunftsansproche ausgebaut (§§ 32b -
329 UrhG), insbesondere durch die ja@hrliche Informationspflicht Uber Nutzung und Er-
trage (§ 32d UrhG) sowie den Auskunftsanspruch gegen Dritte (§ 32e UrhG).

Bereichssperzifische Sonderregelungen bleiben jedoch maBgeblich, etwa fur Compu-
terprogramme (§§ 69a, 69b UrhG) oder Filmwerke (§§ 88 ff. UrhG). Zunehmend gewin-
nen zudem Fragen im Zusammenhang mit dem Einsatz kUnstlicher Intelligenz an Be-
deutung, insbesondere hinsichtlich der Nutzung urheberrechtlich geschutzter Arbeit-
nehmerwerke fur KI-Training sowie der Anwendung der Text- und Data-Mining-Regeln
der §§ 44b, 60d UrhG.

2.8 43 UrhG

Der Wortlaut des § 43 UrhG ist Ubersichtlich und verheiBt nichts Uberraschendes:

»Die Vorschriften dieses Unterabschnitts sind auch anzuwenden, wenn der Ur-
heber das Werk in ErfUllung seiner Verpflichtung aus einem Arbeit- oder Dienst-
verhdaltnis geschaffen hat, soweit sich aus dem Inhalt oder dem Wesen des
Arbeits- oder Dienstverhdltnisses nichts anderes ergibt.*

Die allgemeine Formulierung des § 43 UrhG wirft jedoch viele Fragen auf. So ist eine
Abgrenzung von Arbeit- und Dienstverhdltnis zu sonstigen Vertragsbeziehungen erfor-
derlich. Zudem ist zu klaren, welche Werke in ErfUllung der arbeitsvertraglichen oder
dienstrechtlichen Verpflichtung geschaffen werden und wie weit die Nutzungseinrdu-
mung aufgrund von Inhalt oder Wesen des Arbeits- oder Dienstverhdlinisses reicht.
Wichtig ist es auch zu erfahren, wie die Einrdumung von Nutzungsrechten vonstatten-
geht und ob der angestellte Urheber zusatzlich verpflichtet ist, Werke anzubieten, die
er nicht in ErfUllung seines Arbeits- oder Dienstverhdlinisses geschaffen hat, die der Ar-
beitgeber bzw. Dienstherr jedoch gleichwohl gebrauchen kdnnte. Weiterhin ist die
Frage zu beantworten, inwieweit die Ubertragung der Nutzungsrechte bereit durch die
arbeits- bzw. dienstvertragliche Vergitung abgegolten ist, oder ob dem angestellten
Urheber insoweit ein zusatzlicher VergUtungsanspruch zusteht und in welchem Umfang
in Arbeits- und Dienstverhdltnissen Befugnisse des Urheberpersénlichkeitsrechts einge-
schrankt sind.

2.1 Arbeits- und Dienstverhaltnisse

Die Definition des Arbeitsverhdlinisses ergibt sich aus dem Arbeitsrecht und ist fur das
Arbeitnehmerurheberrecht zentral: Arbeithnehmer ist, wer aufgrund eines privatrechtli-
chen Arbeitsverhdltnisses weisungsgebunden und in persénlicher Abhdngigkeit von ei-
nem Arbeitgeber fremdbestimmte Arbeit gegen Entgelt leistet (§43 UrhG).
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Dienstverhdlinisse nach § 43 UrhG betreffen nach herrschender Meinung nur den 6f-
fentlichen Dienst, etwa Beamte, Soldaten oder Richter, nicht jedoch zivirechtliche
Dienstvertrdge nach § 611 BGB. Abzugrenzen sind arbeitnehmerdhnliche Personen,
die selbstandig, aber wirtschaftlich abhd&ngig tatig sind, sowie freie Mitarbeiter, die so-
zial- und arbeitsrechtlich selbststdndig bleiben und daher weder Arbeithehmer noch

arbeithnehmerdhnliche Personen sind.

Die Einordnung als Arbeithehmer hédngt von der Gesamtwurdigung aller Umsténde ab:
Grad der Weisungsgebundenheit, Eigenart der Tatigkeit, Dauer, Inhalt, Ort der Leistung
und personliche Eingliederung in den Betrieb sind entscheidend. Selbst in kUnstleri-
schen Arbeitsverhdltnissen, etwa im Theater oder Rundfunk, kann Weisungsrecht be-
stehen, ohne die kreative Freiheit des Urhebers aufzuheben. GeschaftsfGhrer oder Vor-
stnde sind hingegen keine Arbeitnehmer. Die rechtliche Einordnung beeinflusst auch
die Wahrnehmung von Grundrechten wie Kunstfreiheit, Rundfunkfreiheit, informatio-
nelle Selbstbestimmung und Art. 8 EMRK.

Abzugrenzen sind arbeithnehmerdhnliche Personen und freie Mitarbeiter, auf die § 43
UrhG grundsatzlich keine Anwendung findet. Arbeithehmer&hnliche Personen sind die-
jenigen, die als Dienstverpflichtete zwar nicht persénlich weisungsgebunden sind, son-
dern selbstandig arbeiten, die gleichwohl jedoch vom Dienstherrn wirtschaftlich ab-
hdngig und einem Arbeitnehmer vergleichbar schutzbedUrftig sind. Freie Mitarbeiter
schlieBlich sind diejenigen, die zwar mit einer gewissen RegelmdaBigkeit fur einen Auf-
traggeber tatig werden, dies jedoch arbeits- wie sozialrechtlich als Selbstdndige tun,
so dass sie weder Arbeitnehmer sind noch den arbeithnehmerdhnlichen Personen zu-
gehdren.

2.2 In Erfillung der arbeits- oder dienstvertraglichen Pflichten

§ 43 UrhG gilt nicht fUr alle Werke, die ein Arbeithnehmer bzw. Beamter schafft, sondern
nur fUr solche, die auch auf seine Verpflichtungen aus dem Arbeits- oder Beamtenver-
hdaltnis zurGckgehen. Keine Anwendung findet § 43 UrhG daher auf Werke, die vor Be-
grundung des Arbeitsverhdlinisses geschaffen wurden, noch auf solche, die nach Be-
endigung des Arbeits- oder Dienstverhdltnisses entstehen.

Regelungen zum Urheberrecht kbnnen sowohl durch Gesetz als auch durch Individu-
alvereinbarungen getroffen werden. Fehlt eine vertragliche Regelung, bestimmen die
betriebliche Funktion des Arbeitnehmers, sein Berufsbild sowie die Verwendbarkeit des
Werkes fur den Arbeitgeber, ob ein Werk als arbeitsvertraglich geschuldet gilt. MaB-
geblich sind objektive Kriterien, nicht der subjektive Wille des Arbeitnehmers oder die
Vorstellung des Arbeitgebers. In diesem Zusammenhang sind weder der Entstehungs-
ort noch die Entstehungszeit des Werkes ausschlaggebend: Kreative Leistungen lassen
sich haufig nicht auf feste Arbeitszeiten beschrinken und Uberschreiten regelmdaBig
das Ubliche arbeitsrechtliche Zeitregime. Geistige Arbeit ist orts- und zeitunabhdngig;
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§ 43 UrhG erfasst daher auch Werke, die wdhrend der Dienstzeit oder auBerhalb des
betrieblichen Ortes, etwa im Home-Office, entstehen.

Bei einem Beamten gelten dieselben Grundregeln, wie bei einem Arbeitnehmer. Je-
doch ist bei der Beurteilung nicht die dienstvertragliche Vereinbarung entscheidend,
sondern der dienstrechtliche Aufgabenbereich, der sich fur den Beamten entspre-
chend dem Ubertragenen Amt, der zugewiesenen Funktion, dem behdrdeninternen
Geschdaftsverteilungsplan oder den Anweisungen der Vorgesetzten ergibt.

Freizeitwerke, die weder in Zusammenhang mit einer Verpflichtung aus dem Arbeits-
oder Dienstverhdlinis stehen, noch betrieblich verwendbar sind, fallen nicht unter die
Regelung des § 43 UrhG. Solche Werke sind immer frei und verbleiben vollstandig beim
Urheber.

Von Freizeitwerken zu unterscheiden sind die sogenannten freiwiligen Werke. Bei ei-
nem freiwiligen Werk fehlt es zwar ebenfalls die Verpflichtung aus dem Arbeits- oder
Dienstverhdlinis, ein solches Werk zu schaffen. Im Unterschied zu den Freizeitwerken ist
das freiwillige Werk jedoch im Arbeitsbereich des Arbeitgebers oder Dienstherrn ver-
wendbar bzw. kdnnte ihm Konkurrenz machen. Hat der Arbeitnehmer oder Beamte
das Werk zwar freiwillig, also auBerhalb seiner arbeits- oder dienstvertraglichen Ver-
pflichtungen geschaffen, jedoch wdhrend seiner Arbeitszeit oder mit Mitteln des Ar-
beitgebers oder Dienstherrn, wird grundsatzlich eine Anbietungspflicht angenommen,
weil das Werk dann mit Hilfe der wirtschaftlichen Ressourcen des Arbeitgebers oder
Dienstherrn entstanden ist. Dem Arbeitnehmer oder Beamten steht hierfUr ein geson-
derter Vergutungsanspruch zu.

2.3 Einschrankung der Anwendbarkeit der aligemeinen Regelungen

§ 43 UrhG besagt, dass die Vorschriften der §§ 31-44 UrhG auf Arbeits- und Dienstver-
haltnisse anzuwenden sind, soweit sich aus dem Inhalt oder dem Wesen des Arbeits-
oder Dienstverhdltnisses nichts anderes ergibt.

Inhalt oder Wesen des Arbeits- oder Dienstverhdaltnisses kdnnen somit je nach Lage des
Falles zu einer Modifikation, sowie zu einer teilweisen Unanwendbarkeit der §§ 31 - 44
UrhG in Arbeits- und Dienstverhdlinissen fUhren. Die wichtigste Modifikation, die sich
aus dem Wesen eines Arbeits- oder Dienstvertrages ergibt, ist die, dass das Arbeitser-
gebnis nicht dem Arbeithehmer oder Beamten, sondern dem Arbeitgeber bzw. Dienst-
herrn zusteht und der angestellte bzw. verbeamtete Urheber dementsprechend zur
Ubertragung der Nutzungsrechte verpflichtet ist. Diese Modifikation ist nicht der Aus-
nahmefall, sondern die Regel.
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2.4 Einrdumung von Nutzungsrechten

Aus arbeits- wie auch aus beamtenrechtlicher Sicht steht das Arbeitsergebnis dem Ar-
beit- bzw. Dienstgeber zu. Da die Nutzungsrechte jedoch nicht automatisch auf den
Arbeitgeber bzw. Dienstherrn Gbergehen, ist der angestellte bzw. verbeamtete Urhe-
ber zur Einrdumung der Nutzungsrechte verpflichtet.

Die Verpflichtung zur Einrdumung der Nutzungsrechte kann entweder ausdricklich er-
folgen oder aber sich stillschweigen aus dem Arbeits- oder Dienstvertrag ergeben.

Werden Nutzungen an kinftig entstehenden, noch nicht konkret bestimmten Werken
eingerdumt, schreibt das Urheberrechtsgesetz zwingend die Schriftform vor, und zwar
auch im Rahmen von Arbeits- oder Dienstverhdltnisses. Diese Schriftformerfordernis er-
streckt sich dabei sowohl auf das Verpflichtungsgeschdaft als auch auf das Vorausver-
fOgungsgeschaft.

Fehlt im Arbeitsvertrag eine ausdrickliche Vereinbarung Uber die Ubertragung be-
kannter Nutzungsarten und Nutzungsrechte, wird im Arbeits- oder Dienstverhdltnis re-
gelmdaBig von einer konkludenten Rechtseinrbumung ausgegangen. FUr bislang unbe-
kannte Nutzungsarten scheidet eine stillschweigende RechteUbertragung jedoch aus,
da insoweit zwingend die gesetzlich vorgeschriebene Schriftform (§ 31 a Abs. 1 S. 1
UrhG) einzuhalten ist.

Die Einrdumung der Nutzungsrechte erfolgt im Sinne der Uberwiegenden Interessen
des Arbeitgebers bzw. Dienstherrn regelmdaBig im Wege der Vorausverfigung Uber die
Nutzungsrechte bei Abschluss des Arbeits- oder Dienstvertrages, spatestens jedoch bei
Ubergabe des Werkes. Die stillschweigenden Einrdumung erfolgt bereits mit dem Ab-
schluss des Arbeitsvertrags und nicht erst mit der Ubergabe des Werkes.

Der Umfang der Nutzungsrechtseinrdumung in inhaltlicher, rGumlicher und zeitlicher
Hinsicht ergibt sich bei ausdricklicher vertraglicher Regelung aus dem Inhalt des Ver-
trages. Erfolgt die RechtseinrGumung stillschweigend, gilt die ZweckUbertragungsre-
gel. Danach sind dem Arbeitgeber oder Dienstherrn die Nutzungsrechte insoweit ein-
zurGumen, bzw. im Wege der VorausverflUgung eingerdumt, wie dieser sie fur seine
betrieblichen oder dienstlichen Zwecke bendtigt.

Wird dem Arbeitgeber bzw. Dienstherrn ein Nutzungsrecht eingerdumt, so stellt sich die
Frage, ob es sich dabei um ein einfaches oder ausschlieBliches Nutzungsrecht handelt.
In den meisten Fallen wird der Arbeitgeber ein ausschlieBliches Nutzungsrecht erhal-
ten, weil es haufig im Interesse des Arbeitgebers liegen durfte, die schdpferischen Ar-
beitsergebnisse seiner Arbeitnehmer ausschlieBlich verwerten zu durfen.

Will der Arbeitgeber oder Dienstherr Nutzungsrechte an Dritte weitergeben, so bedarf
ihre  Ubertragung grundsatziich der Einwiligung des Urhebers. Von einer
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stillschweigenden Zustimmung wird regelmdBig auszugehen sein, wenn die Weiter-
gabe der Nutzungsrechte an Dritte vom Betriebszweck erfasst ist. Eine andere Frage
ist, inwieweit Arbeitnehmer und Beamte Dritten Rechte an den von ihnen in ErfUllung
der Verpflichtungen eines Arbeits- oder Dienstverhdlinisses geschaffenen Werken ein-
rdumen kénnen. Festzuhalten ist, dass der Arbeitnehmer oder Beamte ohnehin nur
Uber diejenigen Rechte verfugen kann, die er nicht schon seinem Arbeitgeber oder
Dienstherrn eingerdumt hat. Aber auch insoweit ist er in einer eigenstndigen Verwer-
tung durch die arbeits- oder dienstvertragliche Treuepflicht, sowie dem sich aus dem
Arbeits- oder Dienstverhdltnis fUr dessen Dauer ergebenden Wettbewerbsverbot ein-
geschrankt.

2.5 Unternehmensorganisationsrechtliche Implikationen

Die Einrdumung von Nutzungsrechten nach § 43 UrhG ist nicht nur eine Frage der indi-
vidualvertraglichen Ausgestaltung, sondern besitzt eine organisationsrechtliche Rele-
vanz. In Unternehmen, deren wirtschaftliche Tatigkeit maBgeblich auf immateriellen
Leistungen beruht, kommt der rechtssicheren Zuordnung urheberrechtlicher Befug-
nisse eine erhebliche Bedeutung zu. Arbeitsergebnisse wie Software, wissenschaftliche
BeitrGge, Marketingmaterialien oder digitale Inhalte stellen regelmdaBig verwertbare
Vermogenspositionen dar, deren Nutzung von einer gesicherten Rechtekette ab-
hangt.

Unklare oder unvollstGndige RechteUbertragungen kdnnen die Ausubung von Nut-
zungsrechten beeintrachtigen. Dies befrifft insbesondere konzerninterne Weiterga-
ben, Lizenzierungen, Kooperationen mit Dritten sowie Transaktionen, in denen die
rechtliche Zuordnung immaterieller Vermdgenswerte gepruft wird. Die fehlende Doku-
mentation der Rechteherleitung kann dabei sowohl die wirtschaftliche Verwertung als
auch die Verteidigung gegen Anspruche Dritter erschweren.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die strukturelle Absicherung der Rechtezuordnung Be-
deutung. Die Organisationsverantwortung der Unternehmensleitung umfasst die Ein-
richtung geeigneter Verfahren zur vertraglichen Absicherung, Dokumentation und
Nachverfolgbarkeit urheberrechtlicher Nutzungsrechte. Hierzu gehéren standardi-
sierte arbeitsvertragliche Regelungen zur Vorausverfiugung Uber kinftige Werke, klare
Bestimmungen zu bislang unbekannten Nutzungsarten sowie interne Prozesse zur Er-
fassung von Werkentstehung und RechteUbertragung. In digital gepragten Tatigkeits-
feldern kann zusatzlich die systematische Verwaltung von Nutzungsrechten erforder-
lich sein.

Die dogmatische Auslegung des § 43 UrhG wird dadurch nicht verédndert. Die organi-
sationsrechtliche Perspektive betrifft ausschlieBlich die praktische Umsetzung und Si-
cherstellung der gesetzlich vorgesehenen Rechtezuordnung.
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2.6 Gesonderter Vergutungsanspruch des Urhebers

Bei Werken, die von § 43 UrhG erfasst werden, ist die vertraglich vorgesehene Nut-
zungsmoglichkeit durch den Arbeitgeber bzw. Dienstherrn bereits bei der Bemessung
des Arbeitslohnes berucksichtigt. Es besteht mithin kein gesonderter Vergitungsan-
spruch des angestellten bzw. verbeamteten Urhebers. Soll ein Werk, welches von
§ 43 UrhG erfasst wird, auBerhalb des eigentlichen Betriebszwecks genutzt werden, so
kommt es fUr den Vergutungsanspruch darauf an, ob eine vertragliche Regelung be-
steht. Ist eine entsprechende vertragliche Regelung nicht vorhanden, so steht dem
Urheber sowohl aus urheberrechtlichen, als auch aus arbeitsrechtlichen Grundsdtzen
ein zusatzliches Entgelt zu.

AuBervertraglich geschaffene Werke sind vom Arbeitsentgelt bzw. den Dienstbezigen
nicht abgedeckt, sondern es besteht im Rahmen des vertraglichen Gegenseitigkeits-
verhdltnisses allenfalls eine Pflicht zur Anbietung, nicht jedoch zur Ubertragung von
Nufzungsrechten. Folglich steht dem angestellten bzw. dienstverpflichteten Urheber
eine gesonderte Vergutung zu, wenn sich der Arbeitgeber bzw. Dienstherr die ihm vom
Arbeitnehmer bzw. Dienstverpflichteten angebotenen Nutzungsrechte Ubertragen
|&sst. Der VergUtungsanspruch setzt nicht voraus, dass der Arbeitnehmer die Nutzungs-
rechte ausdricklich nur gegen Entgelt einrGumt.

2.7 Anspruch auf angemessene Vergitung und Fairnessausgleich (§§ 43, 43q,
32c UrhG)

Auchim Arbeits- und Dienstverhdltnis finden die §§ 32, 32a, 32c UrhG Anwendung. Die
Vorschriften wurden durch die Urheberrechtsreform 2021 — zur Umsetzung der DSM-
Richtlinie — zugunsten der Urheber weiter gestarki.

Nach § 32 UrhG hat der Urheber Anspruch auf eine angemessene Vergutung fur die
EinrGumung von Nutzungsrechten. Bei der Beurteilung der Angemessenheit sind insbe-
sondere Art, Umfang, Dauer, Zeitpunkt, Haufigkeit und AusmaB der Nutzung zu berlck-
sichtigen. Ist die vereinbarte VergUtung nicht angemessen, kann der Urheber eine Ver-
fragsanpassung verlangen.

§ 32a UrhG (Fairnessausgleich) wurde 2021 neu gefasst. Ein ,,auffdlliges Missverhdaltnis*
ist nicht mehr erforderlich. Es gentgt, dass sich die vereinbarte Vergitung im Verhdaltnis
zu den Ertrdgen und Vorteilen aus der Werknutzung als unverhdaltnismdasig niedrig er-
weist. In diesem Fall besteht ein Anspruch auf weitere angemessene Beteiligung.

Die Regelungen gelten auch dann, wenn die Nutzung eines Werkes nach § 43 UrhG
grundsétzlich mit dem Arbeitsentgelt abgegolten sein soll. Sie wirken als gesetzliches
Korrektiv und sichern die faire Beteiligung des Arbeitnehmerurhebers am wirtschaftli-
chen Erfolg seines Werkes.
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Die Reform 2021 hat die Anspriche auf angemessene Vergitung und Fairnessaus-
gleich (§§ 32, 32a UrhG) unionsrechtlich gestarkt. Dennoch bleibt § 43 UrhG mit Blick
auf die VergUtung im Arbeitsverhdltnis auslegungsbedurftig. Nach unions- und grund-
rechtlichen Vorgaben, insbesondere dem Schutz des geistigen Eigentums, darf eine
fortdauernde Nutzung nicht ohne angemessene Beteiligung erfolgen. Auch nach Ver-
tragsende wirkt daher die Pflicht zur angemessenen VergUtung fort, wenn der Arbeit-
geber die Nutzungsrechte weiter auswertet. Der Grundsatz der fairen Beteiligung am
wirtschaftlichen Erfolg darf nicht durch arbeitsrechtliche Erwdgungen verdrédngt wer-

den.

2.8 Einschrankung von Urheberpersonlichkeitsrechten

Die Urheberpersonlichkeitsrechte (Verdffentlichungsrecht, Namensnennungsrecht,
Anderungsverbot, Rickrufsrecht und Zugangsrecht) stehen auch den angestellten Ur-
hebern und Urhebern in Dienstverhdltnissen grundsatzlich zu. Eine statusbedingte Re-
duktion dieser Rechte kennt das Urheberrecht nicht. Einschrénkungen ergeben sich
vielmehr allein aus der Auslegung des zugrunde liegenden Arbeits- oder Dienstvertra-
ges unter BerUcksichtigung von Treu und Glauben (§ 242 BGB) sowie aus ausdrUckli-
chen gesetzlichen Anordnungen. Der Umfang der Einschrénkungen beruht immer auf
einer Abwagung im Einzelfall. Keinesfalls kdnnen Einschrédnkungen so weit gehen, dass
dem angestellten oder verbeamteten Urheber urheberpersénlichkeitsrechtliche Be-
fugnisse in ihrem Kern vorenthalten wirden.

3.8 69b UrhG

Die Vorschrift des § 69 b UrhG ist eine Spezialvorschrift fur Computerprogramme. Sie
geht in ihrer Anwendung dem § 43 UrhG vor. § 69b UrhG lautet:

+(1) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeitnehmer in Wahrneh-
mung seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen seines Arbeitgebers
geschaffen, so ist ausschlieBlich der Arbeitgeber zur AusUbung aller vermé-
gensrechtlichen Befugnisse an dem Computerprogramm berechtigt, so-
fern nichts anderes vereinbart ist.

(2) Absatz 1 ist auf Dienstverhdltnisse entsprechend anzuwenden.

Nach deutschem Urheberrecht ist auch bei Computerprogrammen grundsdatzlich der
menschliche Programmschdpfer, also der Programmierer, Urheber des jeweiligen Pro-
gramms. Um dem Arbeitgeber bzw. Dienstgeber eine mdglichst ungehindert Verwer-
tung derim Rahmen eines Arbeits- oder Dienstverhdlinisses geschaffenen Programme
zu ermoglichen, bestimmt § 69b UrhG, dass Arbeit- bzw. Dienstgeber vorbehaltlich ab-
weichender vertraglicher Vereinbarung grundsatzlich alle vermdgensrechtlichen
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Befugnisse an denjenigen Programmen innehaben, die ein angestellter, oder in einem
Dienstverhdlinis befindlicher Programmierer in Wahrnehmung seiner Aufgaben oder
nach den Anweisungen seines Arbeitgebers geschaffen hat. Damit geht § 69b UrhG
Uber die fUr alle anderen Werkarten geltende Regelung des § 43 UrhG hinaus. Denn
nach § 43 UrhG erwerben Arbeit- bzw. Dienstgeber Nutzungsrechte an einem im Ar-
beits- oder Dienstverhdltnis geschaffenen sonstigen Werk nur in dem MaBe, in dem
Inhalt oder Wesen des Arbeits- oder Dienstverhdltnisses dies erfordern. Der angestellte
Programmierer ist von der Verwertung des von ihm selbst geschaffenen Programms
demgegenuber vollig ausgeschlossen. Will er sich dennoch Nutzungsrechte an dem
von ihnm geschaffenen Programm zurickbehalten, so hat er dies vertraglich ausdrick-
lich festzulegen.

Zu beachten ist, dass § 69b UrhG nicht fUr Auftragswerke gilt. Bei Auftragswerken mus-
sen sich die Auftraggeber alle Nutzungsrechte, die sie zum Betrieb und zur Verwertung
des vom Beauftragten geschaffenen Programms bendtigen, vom beauftragten Pro-
grammierer auf vertraglichem Wege einrdumen lassen. Fir Computerprogramme gilt
zudem eine Sonderstellung im Urhebervertragsrecht. Nach § 69a Abs. 5 UrhG finden
insbesondere die §§ 32 ff. UrhG auf Computerprogramme keine Anwendung, sodass
fOr Softwarewerke im Arbeitsverhdlinis ein eigensténdiges Regelungssystem besteht.

3.1 Computerprogramm und Schopfungshohe

Urheberrechtlich geschitzt sind Computerprogramme in jeder Gestalt, einschlieBlich
des Entwurfsmaterials. Was ein Computerprogramm ist, ist vom Gesetz nicht definiert.
Der Begriff des Computerprogrammis ist auf jeden Fall weit zu verstehen. Geschutzt
sind Computerprogramme aller Art, also Betriebssysteme, Anwendungsprogramme,
Hilfsprogramme und Makros ebenso wie im Bereich des Internet Browser Suchmaschi-
nen, E-Mail-Software, Software-Agenten und Router-Software, sofern sie die Schutzvo-
raussetzungen des § 69a Abs. UrhG erfUllen. Erforderlich ist, dass das Programm ein
individuelles Werk darstellt, das Ergebnis der eigenen geistigen Schdpfung seines Urhe-
bers ist. Unerheblich ist, in welcher Programmiersprache das Programm verfasst wurde.
Schutzfahig sind auch Programmteile (Unterprogramme, Routinen), sofern sie nur als
solche den Schutzanforderungen des § 69a Abs. 3 UrhG genugen. Der Schutz besteht
unabhdngig davon, ob das Programm als eigenstdndige Software vorliegt oder in
Hardware integriert ist.

AusdrUcklich geschutzt ist auch das Entwurfsmaterial zur Entwicklung eines Computer-
programms. Dazu zdhlen sGmtliche Vorstufen des Programms, wie etwa das Flussdia-
gramm und sonstige Vor- und Zwischenstufen der Programmentwicklung. Nicht ge-
schutzt sind Ideen und Grundsatze, die einem Computerprogramm oder einzelnen sei-
ner Elemente zugrunde liegen. § 69a Abs. 3 UrhG verlangt fUr die Schutzfahigkeit von
Computerprogrammen, dass sie individuelle Werke in dem Sinne darstellen, dass sie
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das Ergebnis der eigenen geistigen Schépfung ihres Urhebers sind. Die Schutzgrenze
ist damit niedrig, auch einfache Individualitdt unterhalb des Durchschnittskdnnens ist
ausreichend. Im Rahmen der Beurteilung der Schutzfdhigkeit ist nicht entscheidend,
mit welchem Aufwand und mit welchen Kosten das Computerprogramm konzipiert
wurde oder welchen quantitativen Umfang es hat. Ebenfalls unerheblich sind qualito-
tive oder &asthetische Kriterien. Somit sind auch Computerprogramme mit geringer
schopferischer Ausdruckskraft, geschitzt. Bei Programmen von nicht unerheblichem
Umfang spricht sogar der Beweis des ersten Anscheins fur die Schutzfahigkeit. Insoweit
besteht also zumindest eine tatsdchliche Vermutung fur die Schutzfd@higkeit.

3.2 KlI-gestiutzte Softwareentwicklung und § 69b UrhG

Die zunehmende Nutzung kunstlicher Intelligenz in der Softwareentwicklung wirft die
Frage auf, ob und in welchem Umfang die gesetzliche Rechtezuordnung nach
§ 69b UrhG auch fUr KI-gestUtzt entwickelte Computerprogramme gilt. Auch in diesem
Kontext gelten die allgemeinen urheberrechtlichen Voraussetzungen fort.

Nach § 6%2a Abs. 3 UrhG setzt der Schutz eines Computerprogramms eine eigene geis-
tige Schoépfung voraus; Urheber kann daher ausschlieBlich eine naturliche Person sein.
Wird ein Programm ohne zurechenbare menschliche Gestaltungsleistung durch ein Kl-
System generiert, entsteht kein urheberrechtlich geschitztes Werk. § 69b UrhG greift in
diesem Fall nicht ein, da die Norm keine Urheberschaft begrindet, sondern lediglich
die vermdgensrechtlichen Befugnisse an einem bestehenden Werk dem Arbeitgeber
zuweist. Diese Grundsatze bestatigt die jUngere Rechtsprechung. So hat das AG Mun-
chen (Urf. v. 13.02.2026 — 142 C 9786/25) entschieden, dass fur maBgeblich mithilfe
generativer Kl erzeugte Logos kein Urheberrechtsschutz besteht, wenn sich im Ergebnis
keine hinreichend identifizierbare menschliche schoépferische Pragung feststellen |&sst.
MaBgeblich ist, ob sich im Output freie kreative Entscheidungen einer Person wider-
spiegeln.

Auch iteratives Prompting kann grundsdatzlich eine schdpferische Einflussnahme dar-
stellen; erforderlich ist jedoch, dass die kreativen Vorgaben den Output so pragen,
dass dieser insgesamt als eigene originelle Schopfung des Promptenden erscheint. All-
gemeine oder ergebnisoffene Anweisungen genugen hierfUr nicht. Anders liegt der
Fall, wenn KI-Systeme lediglich unterstGtzend eingesetzt werden und der Arbeitnehmer
die maBgeblichen kreativen Entscheidungen trifft, etwa hinsichtlich Konzeption, Struk-
tur, Auswahl oder Integration von Codebestandteilen. In diesen Fdllen ist die schopfe-
rische Leistung weiterhin dem Arbeithehmer zuzurechnen. Erfolgt die Entwicklung im
Rahmen der arbeitsvertraglichen Aufgaben oder nach Weisung, gehen die vermo-
gensrechtlichen Befugnisse gemaB § 69b UrhG kraft Gesetzes auf den Arbeitgeber
Uber.
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Die zunehmende Integration Kl-gestUtzter Entwicklungsprozesse verstérkt damit zu-
gleich die praktische Bedeutung einer klaren urheberrechtlichen Rechtezuordnung.
Gerade in digital geprégten Verwertungsumgebungen ist fir Unternehmen entschei-
dend, dass die wirtschaftlichen Nutzungsbefugnisse an entwickelten Computerpro-
grammen eindeutig zugeordnet sind.

3.3 Einordnung im Kontext digitaler Verwertung und sozialer Medien

Die wirtschaftliche Bedeutung der gesetzlichen Rechtezuordnung nach § 6%9b UrhG
zeigt sich insbesondere im digitalen Verwertungskontext. Computerprogramme wer-
den nicht nur intern eingesetzt, sondern regelmasig in cloudbasierten Anwendungen,
Plattformstrukturen oder als Software-as-a-Service-Losungen bereitgestellt. Die Ver-
wertung erfolgt dabei zunehmend Uber digitale Vertriebswege und kann einer groen
Nutzerzahl gleichzeitig zug&nglich gemacht werden.

Gerade in solchen Konstellationen setzt die rechtssichere Verwertung voraus, dass
dem Arbeitgeber die ausschlieBlichen vermdgensrechtlichen Befugnisse eindeutig zu-
stehen. Die zunehmende Virtualisierung von Inhalten und der Ubergang von physi-
scher Werkverbreitung zu digitaler Zugriffsmdglichkeit dndern nichts an der urheber-
rechtlichen Grundstruktur: MaBgeblich bleibt die gesicherte Rechteposition des Ver-
wertenden.

Unklare Zuordnungen zwischen arbeitsvertraglicher Tatigkeit, Auftragsentwicklung und
freier Mitarbeit kbnnen sich im digitalen Umfeld besonders nachteilig auswirken, da
Softwareprodukte regelmdaBig Gber Plattformen oder cloudbasierte Systeme verbreitet
und fortlaufend aktualisiert werden. Fehlt es an einer eindeutigen Rechtekette, kdn-
nen bereits geringe Unklarheiten die wirtschaftliche Verwertung erheblich beeintrdch-
tigen.

3.4 Arbeitnehmer

Der Begriff des Arbeitnehmers ist identisch mit den AusfUhrungen bei § 43 UrhG zu Ar-
beits- und Dienstverhdlinissen (s. unter 2.1).

3.5 In Wahrnehmung seiner Aufgaben

Auf den Arbeit- bzw. Dienstgeber gehen die Nutzungsrechte nur an denjenigen Pro-
grammen Uber, die der angestellte bzw. dienstnehmende Programmierer ,,in Wahr-
nehmung seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen seines Arbeitgebers” bzw.
des Dienstgebers geschaffen hat. Diese Formulierung weicht zwar von derjenigen des
§ 43 UrhG ab, doch hat der Gesetzgeber insoweit lediglich den Wortlaut der EU-Richt-
linie zum Softwareschutz moglichst wortgetreu umsetzen wollen. Eine inhaltliche Ab-
weichung von § 43 UrhG war dabei nicht beabsichtigt (s. unter 2.2).
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3.6 Vermogensrechtliche Befugnisse

§ 69b UrhG besagt, dass der Arbeitgeber am geschitzten Programm kraft Gesetzes
s@mtliche ausschlieBlichen Nutzungsrechte gem. § 69c UrhG (Vervielfaltigungsrecht,
Bearbeitungsrecht, Verbreitungsrecht, Recht der &ffentlichen Wiedergabe) erwirbt.
Die AusschlieBlichkeitsrechte sind zeitlich, réumlich und inhaltlich unbeschrénkt und sie
bestehen mithin auch dann fort, wenn der Arbeitnehmer ausscheidet. Dem Arbeitneh-
mer steht fUr die Ubertragenen Rechte keine gesonderte Vergutung zu. Nicht unter
§ 69 b UrhG fallen die unUbertragbaren Urheberpersdnlichkeitsrechte und parallel be-
stehen patent- und gebrauchsmusterrechtliche Befugnisse und Vergutungsanspru-
che.

3.7 Anderweitige Vereinbarung

Zulassig sind von § 69b UrhG abweichende Vereinbarungen, sei es im Arbeitsvertrag,
sei es in einer Nebenabrede oder auch nur stillschweigend. Jedoch sind an eine still-
schweigende abweichende Vereinbarung hohe Anforderungen zu stellen.

4. Arbeithehmererfindungsgesetz

Das Arbeithehmererfindungsgesetz (ArbnErfG) regelt die Rechtsverhdlinisse bei Erfin-
dungen und technischen Verbesserungsvorschldgen von Arbeithehmern im privaten
und &ffentlichen Dienst.

Der Begriff des Arbeitnehmers folgt dem allgemein im Arbeitsrecht geltenden Arbeit-
nehmerbegriff (siehe unter 2.1).

Vom Anwendungsbereich des Gesetzes werden solche technischen Neuerungen von
Arbeitnehmern erfasst, die entweder patentfdhig oder gebrauchsmusterféahig (2 Ar-
bEG) sind oder jedenfalls einen technischen Verbesserungsvorschlag ohne entspre-
chenden Schutzrechtscharakter beinhalten.

§ 9 ArbnErfG regelt den VergUtungsanspruch des Arbeithehmers. Er hat folgenden
Wortlaut:

+(1) Der Arbeithehmer hat gegen den Arbeitgeber einen Anspruch auf an-
gemessenen Vergutung, sobald der Arbeitgeber die Diensterfindung in An-
spruch genommen hat.

(2) FUr die Bemessung der VergUtung sind insbesondere die wirtschaftliche
Verwertbarkeit der Diensterfindung, die Aufgaben und die Stellung des Ar-
beithnehmers im Betrieb, sowie der Anteil des Betriebes an dem Zustande-
kommen der Diensterfindung maBgebend.*
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4.1 Patentfahigkeit von Computerprogrammen

Die Patentfahigkeit von Computerprogrammen ist umstritten. § 1 Abs. 3 Nr. 3 PatG
schlieBt das Patentschutz fur Programme von Datenverarbeitungsanlagen aus. Ein ge-
nerelles Verbot der Patentierung von Computerprogrammen enthdélt das Gesetz da-
her nicht. § T Abs. 4 PatG normiert, dass die Patentfdhigkeit nur zu verneinen ist, wenn
fUr den Gegenstand oder die Tatigkeit nach Abs. 3 als solche Schutz begehrt wird. Es
gilt im Grundsatz:

« AnsprUche, die zur Losung eines Problems, das auf den herkémmlichen Gebieten
der Technik (der Ingenieurwissenschaften, der Physik, der Chemie oder der Biologie
besteht) die Abarbeitung bestimmter Verfahrensschritte durch einen Computer vor-
schlagen, sind grundsatzlich patentierbar.

« Ist die vorstehend genannte Voraussetzung nicht erfUllt, muss gepruft werden: Ver-
fogt die auf Datenverarbeitung mittels eines geeigneten Computers gerichtete
Lehre Uber eine Eigenheit, die unter BerUcksichtigung der Zielsetzung patentrechtli-
chen Schutzes eine Patentierbarkeit rechtfertigt?

Nicht ausreichend ist demgegenUber die bloBe Standardisierung von Softwarearchi-
tekturen, die Definition von Schnittstellen oder die Bereitstellung von Programmbiblio-
theken, wenn sich die Lehre in organisatorischen oder programmiertechnischen Vor-
gaben erschopft. So hat das Bundespatentgericht (BPatG Beschl. v. 92.12.2015- 18 W
(pat) 87/14, BeckRS 2016, 07058) ein Verfahren zur Entwicklung standardisierter
»T1asks* fr medizinische Taskflows mangels Technizitdt als nicht patentfdhig angese-
hen, da es lediglich Sperzifikationen fir Programmierer enthielt und keine technisch
gepragte Problemldsung bewirkte.

Auch bei Kl-bezogenen Erfindungen gilt nichts anderes: Algorithmen oder Trainings-
konzepte sind als solche nicht patentfahig. Patentfdhigkeit kommt nur in Betracht,
wenn die KI-Anwendung einen technischen Beitrag leistet, etwa durch eine verbes-
serte Signal- oder Bildverarbeitung oder eine Optimierung der internen Funktions-
weise eines Computers.

Ob letztlich die Patentfahigkeit eines Computerprogrammes vorliegt, kann nur im Rah-
men einer Einzelfalluntersuchung beurteilt werden.

4.2 Falligkeit und Daver des Vergitungsanspruchs

Der Vergutungsanspruch des Arbeitnehmers gem. § 9 ArbnErfG entsteht nicht erst mit
der Schutzrechtserteilung, sondern bereits mit der Inanspruchnahme. Der Arbeitneh-
mer muss also den Abschluss eines Schutzrechtsanmeldungsverfahrens beim Patent-
amt nicht abwarten, sondern hat zumindest einen vorldufigen Vergutungsanspruch,
der auf die spdtere endgulltige VergUtung anzurechnen ist. Dieser vorldufige
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Vergutungsanspruch entsteht auch dann, wenn inzwischen oder erst spéter die Pao-
tentanmeldung der Erfindung versagt wurde bzw. wird. Stellt sich im nachhinein die
Schutzunfahigkeit der Diensterfindung heraus und wird das Patent widerrufen bzw. fir
nichtig erklart, entfallt rickwirkend jeder Schutz. Der VergUtungsanspruch des Arbeit-
nehmererfinders wird davon allerdings grundsatzlich nur fUr die Zukunft betroffen,
bleibt aber fUr die Vergangenheit unberUhrt.

Die Dauer des Vergutungsanspruchs bemisst sich im Regelfall nach der fiktiven Laufzeit
des Schutzrechts. MaBgeblich ist jedoch nicht allein die formale Schutzdauer, sondern
die tatsdchliche wirtschaftliche Verwertbarkeit der Erfindung. Endet die Nutzung oder
wird das Schutzrecht aufgegeben, kann der VergUtungsanspruch auch vor Ablauf der
reguldren Schutzfrist entfallen.

4.3 Verjahrung des Vergitungsanspruchs

FUr Anspriche auf Arbeitnehmererfindervergitung enthdlt das Arbeithehmererfin-
dungsgesetz keine eigensténdigen Verjahrungsregelungen. Daher unterliegen diese
Anspruche der regelmdaBigen Verjdhrung nach §§ 195, 199 BGB.

MaBgeblich fUr den Beginn der Verjadhrungsfrist ist der Zeitpunkt, zu dem der jeweilige
Vergutungsanspruch entstanden und fallig geworden ist. Der Bundesgerichtshof hat
klargestellt, dass Vergutungsanspriche nach § 9 ArbnErfG regelmdaBig erst fur den je-
weiligen Abrechnungszeitraum entstehen und fallig werden, in dem der Arbeitgeber
die Erfindung tatséchlich nutzt.

In der Praxis erfolgt die Abrechnung regelmdaBig jahrlich, sodass der Vergutungsan-
spruch grundsatzlich erst nach Ablauf des jeweiligen Geschdaftsjahres fallig wird. Die
Verjahrungsfrist beginnt daher fruhestens mit dem Schluss des Jahres, in dem der An-
spruch fUr den jeweiligen Abrechnungszeitraum entstanden und féllig geworden ist
(BGH, Urt. v. 18.11.2025 - X ZR 170/23, ,Scheiben-Naben-Verbindung"). Ein Auskunfts-
und Rechnungslegungsanspruch, der der Durchsetzung des VergUtungsanspruchs
dient, verjahrt grundsatzlich nicht vor dem Hauptanspruch.

4.4 Bemessung der Vergutung

Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf angemessene VergUtung. Die Feststellung
der Angemessenheit bereitet in der Praxis groBe Schwierigkeiten, da eine Vielzahl nur
schwer abzuschdétzender Faktoren berlUcksichtigt werden muUssen. Bei der Ermittlung
sind laut § 9 Abs. 2 ArbnErfG und den hierzu ergangenen Richtlinien des Bundesarbeits-
ministeriums (§ 11 ArbnErfG) grundsatzlich folgende Umstdnde zu berUcksichtigen: die
wirtschaftliche Verwertbarkeit der Diensterfindung, die Aufgabe und Stellung des Ar-
beitnehmers im Betrieb, sowie der Anteil des Betriebs selbst am Zustandekommen der
Erfindung. Die VergUtung kann laut den Richtlinien auf drei Arten ermittelt werden:
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nach der sog. Lizenzanalogie, nach dem erfassbaren betrieblichen Nutzen und nach
der Schatzungsmethode.

Die Richtlinien dienen dabei nicht nur als praktische Berechnungsgrundlage fur die an-
gemessene Vergutung im Sinne des § 9 ArbnErfG, sondern auch als MaBstab fir die
gerichtliche Kontrolle von Vergutungsvereinbarungen.

Der Bundesgerichtshof hat in diesem Zusammenhang entschieden, dass ein erhebli-
ches Missverhdltnis im Sinne des § 23 Abs. 1 ArbnErfG regelmdBig anzunehmen sein
kann, wenn die vereinbarte Vergutung mehr als das Doppelte der nach den Richtli-
nien ermittelten angemessenen VergUtung betragt, wobei stets eine Gesamtwirdi-
gung aller maBgeblichen Umstdnde erforderlich bleibt (BGH, Urt. v. 13.09.2022 — X ZR
69/21, GRUR 2023, 58).

4.5 Wedgfall einer Vergitung (,,Nullfall*)

Beim Wegfall einer VergUtung sind zwei Fallgruppen zu unterscheiden.

Zum einen der sogenannte Nullfall, bei dem eine Erfindervergitung aufgrund der wirt-
schaftlichen Geringfugigkeit des Erfindungswertes entfdllt. MaBgeblich ist dabei, dass
sich bei Anwendung der VergUtungsrichtlinien nach § 11 ArbnErfG rechnerisch kein
nennenswerter wirtschaftlicher Vorteil aus der Diensterfindung ergibt.

Zum anderen ist der sogenannte Anrechnungs- oder Abgeltungsfall zu unterscheiden,
bei dem eine gesonderte Erfindervergutung entfallt, weil die Erfindungsleistung bereits
durch die arbeitsvertragliche VergUtung oder eine besondere VergUtungsregelung
abgegolten ist.

In der Praxis wird der Nullfall jedoch nur zurGckhaltend angenommen, da § 9 ArbnErfG
grundsatzlich einen Anspruch des Arbeitnehmererfinders auf angemessene Vergu-
tung vorsieht.

4.6 Pauschalvergitung und Vergitungsanpassung

In der betrieblichen Praxis ist die Zahlung einer einmaligen oder mehrmaligen festen
Summe (Gesamtabfindung bzw. Pauschalvergitung) zwischen den Arbeitsvertrags-
parteien weit verbreitet und grundsatzlich rechtlich zuldssig. Eine solche Gesamtabfin-
dung kommt insbesondere in Betracht, wenn es sich um wirtschaftlich weniger bedeu-
tende oder nur gering genutzte Erfindungen handelt, wenn die Diensterfindung ledig-
lich als Vorrats- oder Ausbaupatent verwendet wird oder wenn besondere Interessen-
konflikte vorliegen. Ein Anspruch auf Abschluss einer Pauschalvergutungsabrede be-
steht nicht. Ebenso fUhrt der Abschluss einer Gesamtabfindung nicht dazu, dass die
VergUtungsregelung fur die gesamte Laufzeit der Schutzrechte endgultig und unab-
anderlich zugunsten des Arbeitgebers festgeschrieben wdre. Eine
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Pauschalabfindungsvereinbarung steht unter dem Vorbehalt des § 12 Abs. 6 ArbnErfG
(nachtragliche Vertragsanpassung) und des § 23 Abs. 1 ArbnErfG (Inhaltskontrolle des
Vertrages). Nach § 12 Abs. 6 ArbnErfG kann eine Anpassung der vereinbarten Vergu-
tung verlangt werden, wenn sich die maBgeblichen Umstdnde nachtréglich wesent-
lich verdndert haben und die nach § 9 ArbnErfG angemessene VergUtung erheblich
von der vereinbarten Pauschale abweicht. Erforderlich ist dabei ein auffalliges Miss-
verhdaltnis, das ein Festhalten an der urspringlichen Vereinbarung unzumutbar erschei-
nen |@sst. Bei Pauschalvergitungen ist zudem zu berucksichtigen, dass die Parteien
das Risiko der zukUnftigen wirtschaftlichen Entwicklung der Diensterfindung regelmdaBig
bereits einkalkulieren, sodass die Schwelle fUr eine Anpassung héher liegt.

4.7 Auskunfts- und Rechnungslegungsanspruch

Da der Arbeitnehmererfinder selten in der Lage sein dUrfte, sich Uber den wirtschaftli-
chen Wert seiner Erfindung ein genugendes Bild zu machen, insbesondere die wirt-
schaftlichen Vorteile fUr seinen Arbeitgeber, die dieser aus der gemeldeten Dienster-
findung zieht, zu berziffern, bedarf es gegenuber dem Arbeitgeber als Hilfsmittel zur Er-
mittlung der Hohe der dem Arbeithehmererfinder zustehenden Erfindervergitung ei-
nes Auskunfts- und Rechnungslegungsanspruches. Dieser wird von der Rechtspre-
chung auf der Grundlage von § 242 BGB anerkannt.

Gegenstand und Umfang dieser Anspriche bestimmen sich nach den Umstdnden des
jeweiligen Einzelfalles, den beiderseitigen Interessen der Arbeitsvertragsparteien und
insbesondere nach der gewdhlten Vergutungsart. Der Anspruch ist dabei durch die
Kriterien der Erforderlichkeit und Zumutbarkeit begrenzt. Der Arbeitnehmer kann daher
nur solche Angaben verlangen, die zur Ermittlung der angemessenen Vergutung not-
wendig sind, wéhrend der Arbeitgeber Auskinfte verweigern kann, deren Erteilung mit
unverhdlinismaBigem Aufwand verbunden wdére oder berechtigte Geheimhaltungs-
interessen beruhrt.

Grundsatzlich umfasst die Auskunftspflicht alle Angaben, die fUr die Bemessung der
VergUtung nach § 9 Abs. 2 ArbnErfG maBgeblich sind, insbesondere Angaben Uber
StUckzahlen erfindungsgemdBer Produkte, erzielte Umsatze sowie etwaige Lizenzein-
nahmen. Dagegen besteht bei einer nach der Lizenzanalogie bemessenen Vergutung
in der Regel keine Verpflichtung zur Offenlegung des mit der Erfindung erzielten Ge-
winns.

Die Rechnungslegungspflicht geht Uber die bloBe Auskunft hinaus und erfordert eine
geordnete und nachvollziehbare Aufstellung der relevanten Einnahmen und - soweit
erforderlich — der Ausgaben (§ 259 BGB).
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4.8 Feststellung der Vergitung

Das Verfahren der Vergutungsermittlung regelt § 12 ArbnErfG. Das Gesetz sieht ein be-
sonderes, zweistufig ausgestaltetes Feststellungsverfahren vor. Auf der ersten Stufe, im
Rahmen des Feststellungsverfahrens, sollen sich die Arbeitsvertragsparteien innerhalb
angemessener Frist nach Inanspruchnahme der Diensterfindung vertraglich Gber die
Art und Hbhe der VergUtung einigen. Im Nichteinigungsfalle muss der Arbeitgeber im
Rahmen des Festsetzungsverfahrens die VergUtung durch eine begrindete ErklGrung
in Textform an den Arbeitnehmererfinder einseitig festsetzen und entsprechend der
Festsetzung sofort zahlen und zwar sp&testens bis zum Ablauf von 3 Monaten nach
Erteilung des Schutzrechts.

Zur Vermeidung einer rechtsverbindlichen einseitigen Festsetzung der VergUtung
durch den Arbeitgeber, kann der Arbeitnehmer innerhalb einer Frist von 2 Monaten
durch Erkl@rung in Textform der Festsetzung widersprechen. Erfolgt ein solcher Wider-
spruch, ist die Festsetzung nicht endgultig bindend. Vor einer gerichtlichen Geltend-
machung ist grundsatzlich zundchst die Schiedsstelle nach dem Arbeitnehmererfin-
dungsgesetz beim Deutschen Patent- und Markenamt anzurufen. Erst nach erfolglo-
sem Durchlaufen dieses Schiedsverfahrens ist der Rechtsweg zu den ordentlichen Ge-
richten eréffnet.

Sollten sich nach der urspringlichen Regelung Uber die Vergitung Umstdnde wesent-
lich dndern, so kdnnen die Vertragsparteien nach § 12 Abs. 6 ArbnErfG eine Anpas-
sung der VergUtungsregelung verlangen.

5. Prozessuales

5.1 Rechtsweg

FUr alle Urheberrechtsstreitsachen steht grundsatzlich der ordentliche Rechtsweg of-
fen. Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten und den Verwaltungsgerichten bleibt al-
lerdings er&ffnet fUr alle Anspriche auf Leistung einer vereinbarten Vergutung. Diese
Falle durften sich jedoch rein auf solche auf Zahlung des Arbeitsentgeltes oder der
Dienstbezige beschrénken. Sobald das Bestehen eines Urheberrechts, dessen Inhalf,
oder Umfang, eine Nutfzungsrechtseinrdumung oder Fragen rund um die Angemes-
senheit einer VergUtung fur die Nutzung eines urheberrechtlich relevanten Werkes
streitentscheidend sind, bleibt es bei der ausschlieBlichen Zuweisung zu den ordentli-
chen Gerichten. Die Zuweisung zum ordentlichen Rechtsweg gilt auch dann, wenn im
Arbeitsvertrag eine Vergutung fUr die Nufzung von dem Arbeitnehmerurheber ge-
schaffene Werke vereinbart worden ist, weil das UrhG Gber § 104 Abs. 1 UrhG alle im
Zusammenhang mit dem Urheberrecht stehenden Rechtsstreitigkeiten dem ordentli-
chen Rechtsweg zuweisen wollte.
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Im Rahmen des ArbnErfG sind mit Ausnahme von reinen Zahlungsklagen fur sémtliche
Rechtsstreitigkeiten die sog. Patentstreitkammern der Landgerichte ohne RUcksicht
auf die Hbhe des Streitwertes sachlich ausschlieBlich zustandig (§ 39 ArbEG). Rechfts-
streitigkeiten, die ausschlieBlich Anspriche auf Leistungen einer festgestellten oder
vom Arbeitgeber festgesetzten Vergutung fir eine Arbeitnehmererfindung betreffen,
unterfallen ausschlieBlich dem sachlichen Zustandigkeitsbereich der Arbeitsgerichte.

5.2 Beweislast

Ausgehend von dem Grundsatz, dass der Anspruchsteller grundsatzlich die ihm gUns-
tigen Tatsachen darlegen und beweisen muss, folgt fur § 43 UrhG eine differenzierende
Betrachtung: geht der Arbeitgeber aufgrund eines aus § 43 UrhG folgenden aus-
schlieBlichen Nutzungsrechts gegen einen Dritten vor, muss er darlegen und beweisen,
dass der Inhaber eines ausschlieBlichen Nutzungsrechtes geworden ist, also die Schaf-
fung des Werkes in ErfUllung einer Arbeitspflicht des Arbeitnehmers und die aus dem
Befriebszweck folgende ausschlieBliche Rechtsposition. Dies gilt auch, wenn der Ar-
beitgeber gegen den Urheber selbst vorgeht. Geht jedoch der Urheber gegen seinen
Arbeitgeber vor, trifft ihn die Darlegungs- und Beweislast. Beansprucht der Urheber von
seinem Arbeitgeber oder Dienstherrn Uber das Arbeitsentgelt oder die Dienstbezige
hinausgehende gesonderte Vergutung, trifft ihn die Darlegungs- und Beweislast dafur,
dass die Vergutung fur die Nutzung des Werkes nicht im Arbeitsentgelt oder den
Dienstbezigen enthalten gewesen ist.

Die Darlegungs- und Beweislast, dass eine abweichende Vereinbarung zur umfassen-
den Verwertungsbefugnis des Arbeitgebers getroffen worden ist, trédgt im Rahmen des
§ 69b UrhG der Arbeitnehmer. Gleiches gilt fur die Behauptung, es habe sich um ein in
der Freizeit geschaffenes Computerprogramm ohne engen inneren Zusammenhang
zu den arbeitsvertraglichen Pflichten bzw. Anweisungen des Arbeitgebers gehandelt.

Die Darlegungslast des Urhebers wird zudem durch die Transparenzregelungen des Ur-
hebervertragsrechts erleichtert. Nach § 32d UrhG hat der Urheber gegen seinen Ver-
tragspartner einen Anspruch auf Auskunft Gber Umfang der Nutzung sowie die daraus
erzielten Ertrage. Diese Informationen ermdglichen es dem Urheber insbesondere, An-
spruche auf angemessene VergUtung oder einen Fairnessausgleich nach § 32a UrhG
substantiiert darzulegen.

Seite 20



	Urheberrecht in Arbeitnehmer- und Dienstverhältnissen
	Urheberrecht in Arbeitnehmer- und Dienstverhältnissen
	Allgemeines
	1. Reform des Arbeitnehmerurheberrechts
	2. § 43 UrhG
	2.1 Arbeits- und Dienstverhältnisse
	2.2 In Erfüllung der arbeits- oder dienstvertraglichen Pflichten
	2.3 Einschränkung der Anwendbarkeit der allgemeinen Regelungen
	2.4 Einräumung von Nutzungsrechten
	2.5 Unternehmensorganisationsrechtliche Implikationen
	2.6 Gesonderter Vergütungsanspruch des Urhebers
	2.7 Anspruch auf angemessene Vergütung und Fairnessausgleich (§§ 43, 43a, 32c UrhG)
	2.8 Einschränkung von Urheberpersönlichkeitsrechten

	3. § 69b UrhG
	3.1 Computerprogramm und Schöpfungshöhe
	3.2 KI-gestützte Softwareentwicklung und § 69b UrhG
	3.3 Einordnung im Kontext digitaler Verwertung und sozialer Medien
	3.4 Arbeitnehmer
	3.5 In Wahrnehmung seiner Aufgaben
	3.6 Vermögensrechtliche Befugnisse
	3.7 Anderweitige Vereinbarung

	4. Arbeitnehmererfindungsgesetz
	4.1 Patentfähigkeit von Computerprogrammen
	4.2 Fälligkeit und Dauer des Vergütungsanspruchs
	4.3 Verjährung des Vergütungsanspruchs
	4.4 Bemessung der Vergütung
	4.5 Wegfall einer Vergütung („Nullfall“)
	4.6 Pauschalvergütung und Vergütungsanpassung
	4.7 Auskunfts- und Rechnungslegungsanspruch
	4.8 Feststellung der Vergütung

	5. Prozessuales
	5.1 Rechtsweg
	5.2 Beweislast


